Beitrags- und Gebuhrensatzung zur

Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Brakel
VOM ...

Aufgrund der 88 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV
NRW S. 666), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes fur das
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, S.
712), des 8§ 65 des Wassergesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV NRW 1995, S. 926), in
den jeweils zur Zeit gultigen Fassungen, hat der Rat der Stadt Brakel in seiner
Sitzung am .. . .. . .... die folgende Satzung beschlossen:

1. Abschnitt:
Finanzierung der Abwasserbeseitiqung
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Finanzierung der stadtischen Abwasseranlage

(1) Zur Finanzierung der stadtischen Abwasseranlage erhebt die Stadt
Abwassergebihren, Kanalanschlussbeitrage sowie Kostenersatz far
Grundstucksanschlussleitungen nach Maligabe der nachfolgenden
Bestimmungen.

(2) Entsprechend 8 1 Abs. 2 der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Brakel
AV70] o ¢ TR stellt die Stadt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in
ihrem Gebiet und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei der
stadtischen Abwasserbeseitigung anfallenden Klarschlamme die erforderlichen
Anlagen als Offentliche Einrichtung zur Verfugung (gemeindliche
Abwasseranlagen). Hierzu gehéren der gesamte Bestand an personellen und
sachlichen Mitteln, die fur eine ordnungsgemale Abwasserbeseitigung
erforderlich sind (z.B. das Kanalnetz, Klaranlagen, Regenwasser-
Versickerungsanlagen).

(3) Die stadtischen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche
Einheit, die auch bei der Bemessung der Kanalanschlussbeitrage und
Abwassergebihren zugrunde gelegt wird.

2. Abschnitt:
Gebuhrenrechtliche Regelungen

8§82
Abwassergebuhren

(1) Fur die Inanspruchnahme der stadtischen Abwasseranlage erhebt die Stadt
nach 88 4 Abs. 2, 6 KAG NRW Abwassergebiuhren (Benutzungsgebuhren) zur
Deckung der Kosten i.S.d. 8 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach
8 7 KAG NRW.

(2) In die Abwassergebiuhr wird nach 8§ 65 LWG NRW eingerechnet:
- die Abwasserabgabe fir eigene Einleitungen der Stadt (8 65 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 LWG NRW)
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- die Abwasserabgabe fur Kleineinleiter (8 65 Abs.1 Satz 1 Nr. 2i. V. m. 8 64
Abs.1 Satz 1 LWG NRW)

- die Abwasserabgabe fur die Einleitung von Niederschlagswasser (8 65
Abs.1 Satz 1 Nr. 2i. V. m. 8§ 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW).

Die Abwassergebuhr ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiuck (8 6 Abs. 5
KAG NRW)
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Gebuhrenmalistabe

Die Stadt erhebt getrennte Abwassergebuhren fur die Beseitigung von
Schmutz- und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln,
Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie das Entwassern
von Klarschlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des
Abwassers).

Die Schmutzwassergebuhr bemisst sich nach dem
Frischwassermalistab (8 4).

Die Niederschlagswassergebuhr bemisst sich auf der Grundlage
der Quadratmeter der bebauten (bzw. tberbauten) und/Zoder

versiegelten Flache auf den angeschlossenen Grundstucken, von
denen Niederschlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche

Abwasseranlage gelangen kann (8 5).

§4
Schmutzwassergebuhr

Die Schmutzwassergebihr wird als Grundgebuihr und als Benutzungsgebuhr
erhoben.

Die Grundgebuhr wird nach den fur die Frischwasserzufihrung eingebauten
Wasserzahlern berechnet (Abs. 9).

Die Gebuhr fur Schmutzwasser wird nach der Menge des hauslichen und
gewerblichen Abwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den
angeschlossenen Grundstiicken zugefiuhrt wird. Berechnungseinheit ist der m3
Schmutzwasser.

Als Schmutzwassermenge gilt die aus der offentlichen
Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwassermenge (Abs. 5) und die aus
privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen,

Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (Abs. 6), abzuglich
der auf dem Grundstiick nachweisbar verbrauchten und zurlckgehaltenen
Wassermengen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet
werden (Abs. 7).

Die dem Grundstick zugefuhrten Wassermengen werden durch Wasserzéahler
ermittelt. Bei dem aus der o6ffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenem
Wasser gilt die mit dem Wasserzdhler gemessene Wassermenge als
Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzahler nicht ordnungsgemaf funktioniert so
wird die Wassermenge von der Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauchs des
Vorjahres geschatzt.
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Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten
Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebuhrenpflichtige den
Mengennachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten und
ordnungsgemalf funktionierenden Wasserzahler zu fuhren. Den Nachweis Uber
den ordnungsgeman funktionierenden Wasserzahler obliegt dem
Gebuhrenpflichtigen. Ist dem Gebuhrenpflichtigen der Einbau einer solchen
Wasserzahlers nicht zumutbar, so ist die Stadt berechtigt, die aus diesen
Anlagen zugefuhrten Wassermengen zu schatzen (z.B. auf der Grundlage der
durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf
der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder
unter Berucksichtigung der statistischen Verbrauche im Stadtgebiet). Eine
Schatzung erfolgt auch, wenn der Wasserzahler nicht ordnungsgemaf
funktioniert.

Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem
Grundstuck nachweisbar verbrauchten oder zurickgehaltenen Wassermengen
abgezogen. Von dem Abzug sind Wassermengen bis zu 15 m3 jahrlich
ausgeschlossen. Der Nachweis der verbrauchten und zurickgehaltenen
Wassermengen obliegt den GebuUhrenpflichtigen. Der Gebuhrenpflichtige ist
verpflichtet, den Nachweis der verbrauchten oder zurickgehaltenen
Wassermengen durch einen auf seine Kosten eingebauten und ordnungsgemar
funktionierenden Wasserzdhler zu fuhren. Den Nachweis Uber den
ordnungsgemal funktionierenden Wasserzahler obliegt dem
Gebuhrenpflichtigen. Ist der Einbau eines Wasserzahlers im Einzelfall nicht
zumutbar, so hat der GebuUhrenpflichtige den Nachweis durch nachprifbare
Unterlagen zu fuhren, aus denen sich insbesondere ergibt, aus welchen
nachvollziehbaren Grinden Wassermengen der stadtischen
Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie grof diese Wassermengen
sind. Die nachpriufbaren Unterlagen miuissen geeignet sein, der Stadt eine
zuverldssige Schatzung der auf dem Grundstick zurickgehaltenen
Wassermengen durchzufihren. Soweit der Gebuhrenpflichtige aus diesem
Grund mittels eines speziellen Gutachtens den Nachweis erbringen will, hat er
die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom
zeitlichen Ablauf vorher mit der Stadt abzustimmen.

Die der Abwasseranlage zugefuhrte Oberflachenwassermenge bleibt bei der
Ermittlung der Abwassermenge unbertcksichtigt.

Bei landwirtschaftlichen  Betrieben mit Grof3viehhaltung kann die
Wassermenge, welche im Rahmen der Viehhaltung verbraucht und nicht dem
Kanal zugefihrt wird, nach Ziff. 1) oder nach Ziff. 2) nachgewiesen werden:

1. Der Nachweis erfolgt Uber einen eigens zu diesem Zweck installierten
Wasserzahler. Von der so ermittelten Wassermenge bleiben 15 cbm/Jahr
vom Abzug ausgeschlossen.

2. Ist kein fur diesen Zweck installierter Wasserzahler vorhanden, wird der
Frischwasserverbrauch um 10 cbm/Jahr fur eine Grolvieheinheit (GVE)
reduziert.

Far die Umrechnung der GVE wird folgender Schlussel zugrunde gelegt:

1 Milchkuh bzw. 1 Pferd = 1,00 GVE,
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1 Bulle bzw. 1 Rind, 1- bis 2-jahrig = 0,70 GVE,
1 Sau bzw. 1 Eber = 0,33 GVE,
1 Mastschwein bzw. 1 Schaf = 0,12 GVE.

Ist ein Wasserzadhler nach Ziff. 1) installiert, entfallt die Moglichkeit des
Nachweises nach Ziff. 2).

Der Abzug der auf dem Grundstiuck verbrauchten und zurickgehaltenen
Wassermengen ist bis zum 31.12. des Kalenderjahres  vom
Gebuhrenpflichtigen schriftlich zu beantragen. Der Abzug nach Ziff. 2) wird
soweit begrenzt, dass pro Person eine Mindestwassermenge von 30 cbm/Jahr
far die Gebuhrenermittlung verbleibt.

Die Grundgebihr betragt bei Wasserzahlern mit einer maximalen Leistung
Qmax (gem. Eichgesetz) bzw. Uberlastdurchfluss Q4 (gem. Europanorm MID)

bis 5 cbm 10,00 €/Monat
bis 12,5 cbm 20,00 €/Monat
uber 12,5 cbm 40,00 €/Monat

b) Die Benutzungsgebuhr betragt ab dem 01.01.2010 je cbm 1.61 €.
Die Benutzungsgebuhr betragt ab dem 01.01.2009 je cbm 1.59 €.
Die Benutzungsgebuhr betragt ab dem 01.01.2008 je cbm 1.58 €.
Die Benutzungsgebuhr betragt ab dem 01.01.2007 je cbm 1.51 €.

Die Kleineinleiterabgabe wird nach der Zahl der Bewohner des Grundstticks, die
am 30.06. des dem Erhebungszeitraum vorhergehenden Jahres dort mit erstem
Wohnsitz gemeldet waren, festgesetzt.

Die Kleineinleiterabgabe betrédgt je Bewohner 17,90 € im Jahr
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Niederschlagswassergebuhr

Grundlage der Gebuhrenerhebung fir das Niederschlagswasser _ist die
uadratmeterzahl der bebauten bzw. Uberbauten und/Zoder

befestigten Grundstiucksflache, von denen Niederschlagswasser
leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die
gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht
leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor., wenn von
bebauten und/oder befestigten Flachen oberirdisch aufgrund des

Gefalles Niederschlagswasser in die gemeindliche Abwasseranlage
gelangen kann.

Die bebauten (bzw. tberbauten) und/oder befestigten Flachen werden

im_Weqge der Befragung der Eigentumer der_ angeschlossenen

Grundstiucke ermittelt. Inhalt der Flachenerhebung kann auch die
Ermittlung _im Rahmen__einer Uberfliequng und _anschlieRenden
Diqitalisierung der Luftbildaufnahmen sein. Die bei der Ermittlung
gesammelten Daten werden bei der Stadt oder einem von ihr

beauftragten Dritten auf Dauer gespeichert, da sie die Grundlage der
wiederkehrenden Veranlagung zur Niederschlagswassergebuhr bilden.

Zugriffsbefugt sind dabei ausschliel3lich die mit der
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Abwassergebuhrenveranlagung und Abwasserbeseitigung befassten

Bediensteten der Stadt oder von ihr beauftragte Dritte. Der damit
verbundene Eingriff in das Recht auf informationelle
Selbstbestimmung ist von den Gebuhren- und Abgabepflichtigen zu
dulden. Der Grundstuckseigentumer ist verpflichtet, der Gemeinde auf
Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. utberbauten

und/oder befestigten sowie in die offentliche Abwasseranlage
abflusswirksamen __Flache auf seinem  Grundstick mitzuteilen

(Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von
der Gemeinde vorgelegten Lageplan__uber die bebauten_ (bzw.
uberbauten) und/oder versiegelten sowie abflusswirksamen Flachen

auf seinem Grundstuck Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob diese
Flachen durch die Gemeinde zutreffend ermittelt wurden. Auf

Anforderung der Gemeinde hat der Grundstickseigentimer einen

Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen
samtliche bebauten (bzw. uUberbauten) und/oder befestigten Flachen

entnommen _werden koénnen. Soweit erforderlich, kann die Gemeinde
die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der

Grundstiuckseigentumer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder
liegen fur ein Grundstiuck keine geeigneten Angaben/Unterlagen des
Grundstuckseigentumers vor. wird die bebaute (bzw. Uberbaute
und/oder befestigte sowie abflusswirksame Flache von der Gemeinde
geschéatzt.

Wird die GroRRe der bebauten und/oder befestigten Flache verandert,

so hat der Grundstiuckseigentumer dies der Stadt innerhalb eines
Monates nach Abschluss der Verdanderund anzuzeigen. Fur die

Anderungsanzeige qilt 8 5 Abs. 2 entsprechend. Die veranderte GriRRe

der bebauten und/oder versiegelten Flache wird mit dem 1. Tag des
Monats beriicksichtigt, nach dem die Anderungsanzeige durch den

Gebuhrenpflichtigen der Gemeinde zugegangen ist.

Teilversiegelte Flachen werden auf Antrag zu 50 2 bei der Erhebung
der Niederschlagswassergebiuhr beriucksichtigt. Teilversiegelt sind
Flachen, die eine uberwiegende Wasserdurchlassigkeit oder eine nicht
unerhelbliche Ruckhaltung von Niederschlagswasser zulassen,
welches somit im Boden gespeichert und dem Grundwasser bzw. dem
naturlichen Wasserkreislauf zugefuhrt werden kann. Zu den

teilversiegelten Flachen gehdren luckenlos begriunte Déacher mit
Notiberlauf an das 6ffentliche Kanalnetz und einer Aufbaustarke von

mindestens 6 cm, Rasengitterstein, Porenbetonstein (soq.

Okopflaster) und Plaster mit ablauffahigen Fugen (Fugenbreite grof3er
als 2 cm) und Schotterrasen.

Niederschlagswasser von an die offentliche Abwasseranlage
angeschlossenen Flachen, welches vor der Einleitung an den Kanal in
Auffangbehalter_ eingeleitet wird, kann_fur Eigenzwecke auf dem
Grundstiuck als Brauchwasser genutzt werden. Die zu diesem Zweck

notwendige Hausleitungsanlage muss den jeweils in Betracht
kommenden Regeln der Technik entsprechen. Die Verantwortlichkeit

fur die ordnungsgemafle Errichtung und den ordnungsgemaéafiien

Betrieb derartiger Brauchwasseranlagen tragt der jeweilige Betreiber.
Werden auf dem Grundstiick entsprechende Anlagen betrieben, aus
denen Schmutzwasser anfallt (z.B. durch Verwendung als Wasch- oder
Toilettenspulwasser) und der 6ffentlichen Abwasseranlage zugefuhrt
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wird, wird hierfir___eine Schmutzwassergebuhr erhoben. Die

Wassermenge ist von dem Gebuhrenpflichtigen durch Messung
nachzuweisen. Fur die anfallenden, der offentlichen Abwasseranlage
zugeleiteten Schmutzwassermengen (z.B. durch Verwendun als
Wasch- und Toilettenspulwasser) reduziert sich die fur die Erhebung
der Niederschlagswassergebuhr maRgebliche Flache, von der das
Oberflachenwasser in die Anlage gelangt, um 50 %, wenn das
Fassungsvolumen der Anlage 30 Liter je m2 angeschlossener Flache
und mindestens 4 cbm betraqgt.

Niederschlagswasser von an die J@ffentlichen Abwasseranlagen

angeschlossenen Flachen, welches vor der Einleitung in den Kanal in
Auffangbehalter eingeleitet wird, kann fur

Gartenbewasserungszwecke genutzt werden. Die Verantwortlichkeit

fur die ordnungsgemalle Errichtung und den ordnungsgemalien
Betrieb derartiger Anlagen tragt der jeweilige Betreiber. In diesen
Fallen reduziert sich die far die Erhebung der

Niederschlagswassergebiuhr mafR3gebliche Flache, von der das
Oberflachenwasser in_die Anlage gelangt, um 50 %, wenn das
Fassungsvolumen der Anlage 30 Liter je m2 angeschlossener Flache
und mindestens 4 cbm betragt.

Im_ Fall des ordnungsgemafRen und den jeweils in_Betracht

kommenden Regeln der Technik entsprechenden Betriebs von Anlagen
zur Versickerung von Niederschlagswasser (z.B. Mulden. Rigolen
Schachtversickerungen). die mit einem Uberlauf an das offentliche
Kanalnetz angeschlossen sind, reduziert sich die fur die Erhebung der

Niederschlagswassergebiuhr mafR3gebliche Flache, von der das
Oberflachenwasser in_die Anlage gelangt, um 50 %, wenn das

Fassungsvolumen der Anlage mindestens 0,025 cbm je m=2
angeschlossener Flache betragt.

Die Gebuhr betragt ab dem 01.01.2010 fur jeden Quadratmeter

bebauter (bzw. Uberbauter) und/Zoder befestigter sowie
abflusswirksamen Flache im Sinne des Abs. 1 jahrlich 0.31 €.

Die Gebuhr betragt vom 01.01.2009 bis zum 31.12.2009 fur jeden
Quadratmeter bebauter (bzw. Uberbauter) und/oder befestigter sowie

abflusswirksamen Flache im Sinne des Abs. 1 jahrlich 0,38 €.
Die Gebuhr betrdgt vom 01.01.2008 bis zum 31.12.2008 fur jeden

Quadratmeter bebauter (bzw. Uberbauter) und/oder befestigter sowie
abflusswirksamen Flache im Sinne des Abs. 1 jahrlich 0,19 €.

Die Gebuhr betragt vom 01.01.2007 bis zum 31.12.2007 fur jeden
Quadratmeter bebauter (bzw. Uberbauter) und/oder befestigter sowie
abflusswirksamen Flache im Sinne des Abs. 1 jahrlich 0,19 €.

§6
Beginn und Ende der Gebuhrenpflicht

Die Gebuhrenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt.

Fur Anschlisse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen,
beginnt die Gebuhrenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten.



(3) Die Gebuhrenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die
Abwasseranlage. Endet die Gebuhrenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die
Grund- und Benutzungsgebiuhr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die
Veranderung erfolgt.

87
Gebuhrenpflichtige

(1) Gebuhrenpflichtige sind

a) der Grundstiuckseigentimer bzw. wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der
Erbbauberechtigte,

b) der NieBbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des
Grundstucks dinglich berechtigt ist.

Mehrere Gebuhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstuckseigentumer vom
Beginn des Monats an gebiuhrenpflichtig, der dem Monat der Rechtsanderung
im Grundbuch folgt. Fur sonstige Gebuhrenpflichtige gilt dies entsprechend.
Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat der bisherige Gebuhrenpflichtige der
Stadt innerhalb eines Monats nach der Rechtsanderung schriftlich mitzuteilen.

(3) Die Gebuhrenpflichtigen haben alle fir die Berechnung der Gebuhren
erforderlichen Auskunfte zu erteilen sowie der Stadt die erforderlichen Daten
und Unterlagen zu uberlassen. Sie haben ferner zu dulden, dass Beauftragte
der Stadt das Grundstuick betreten, um die Bemessungsgrundlage festzustellen
oder zu uberprufen.

§8
Falligkeit der Gebuhr

(1) Die Benutzungsgebuhr wird einen Monat nach Bekanntgabe des
Gebuhrenbescheides fallig. Die Gebuhren kdnnen zusammen mit anderen
Abgaben erhoben werden.

(2) Die Abrechnung der Gebuhren sowie das Ablesen der Zahler der
Zahlereinrichtungen erfolgt einmal jahrlich, und zwar zum Jahresende fur das
abgelaufene Kalenderjahr. Soweit erforderlich, kann sich die Stadt hierbei der
Mitarbeit der Gebuhrenpflichtigen bedienen.

89
Vorausleistungen

(1) Die Stadt erhebt am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. jeden Kalenderjahres nach
8 6 Abs. 4 KAG NRW Vorausleistungen auf die Jahres-Abwassergebuhr in Hohe
von ¥4 des Betrages, der sich aus der Abrechnung des Vorjahres ergeben hat.
Ist eine solche Berechnung nicht mdoglich, bemessen sich die
Abschlagszahlungen und Teilzahlungen nach dem durchschnittlichen Verbrauch
vergleichbarer Haushaltungen und Betriebe.



(2) Der Vorausleistungssatz entspricht dem Geblhrensatz fur das jeweilige
Kalenderjahr.

(3) Die GeblUhr entsteht erst am 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres. Die
Endabrechnung und endglltige Festsetzung erfolgt im darauf folgenden
Kalenderjahr durch Bescheid.

(4) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vorausleistungen bemessen
wurden, so wird der Ubersteigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden
Vorausleistungen zu gering bemessen, wird der fehlende Betrag bei der
Abrechnung nach erhoben. Nach der Beendigung des Benutzungsverhaltnisses
werden zuviel gezahlte Vorausleistungen erstattet. Die auf einen
zuruckliegenden Erhebungszeitraum bezeichneten Abrechnungsbetrage sowie
die sich aus der Abrechnung der Vorausleistungen ergebenden
Nachzahlungsbetrage sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Bescheides fallig.

8§10
Verwaltungshelfer

Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebuhren und
Vorauszahlungen der Hilfe des zustandigen Wasserversorgers oder eines anderen
von ihr beauftragten Dritten zu bedienen.

3. Abschnitt
Beitragsrechtliche Regelungen

§11
Kanalanschlussbeitrag

(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes flur die Herstellung der
stadtischen Abwasseranlage erhebt die Stadt einen Kanalanschlussbeitrag im
Sinne des 8 8 Abs.4 Satz 3 KAG NRW.

(2) Die Kanalanschlussbeitrdge sind die Gegenleistung fur die Moglichkeit der
Inanspruchnahme der stadtischen Abwasseranlage und den hierdurch
gebotenen wirtschaftlichen Vorteil far ein Grundstick. Die
Kanalanschlussbeitrdge dienen dem Ersatz des Aufwandes der Stadt fur die
Herstellung, Anschaffung und Erweiterung der stadtischen Abwasseranlage.

(3) Der Kanalanschlussbeitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstuick.

§12
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Ein Grundstuck unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen
erfullt sind:

1. Das Grundstick muss an die Abwasseranlage tatsachlich und rechtlich
angeschlossen werden kénnen,
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2. fur das Grundstick muss nach der Abwasserbeseitigungssatzung ein
Anschlussrecht bestehen und

3. das Grundstick muss

a) baulich oder gewerblich genutzt werden oder

b) es muss fur das Grundstuck eine bauliche oder gewerbliche Nutzung
festgesetzt sein (z.B. durch Bebauungsplan), so dass es bebaut oder
gewerblich genutzt werden darf oder

c) soweit fur ein Grundstiuck eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht
festgesetzt ist (z.B. im unbeplanten Innenbereich nach 8 34 BauGB),
muss das Grundstuck nach der Verkehrsauffassung Bauland sein und
nach der geordneten stéddtebaulichen Entwicklung der Stadt zur
Bebauung anstehen.

Wird ein Grundstiick an die Abwasseranlage tatsachlich angeschlossen (z.B. im
AulRenbereich nach 8 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch
dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen.

Der Beitragspflicht nach Abs. 1 unterliegen auch Grundsticke, die im Rahmen
der Niederschlagswasserbeseitigung mittelbar an die gemeindliche
Abwasseranlage angeschlossen sind. Dies ist insbesondere der Fall, wenn
Niederschlagswasser von Grundstucken oberirdisch ohne leitungsmafige
Verbindung in die gemeindliche Abwasseranlage (z.B. in ein von der Stadt
betriebenes Mulden-Rigolen-System) gelangen kann.

Grundstuck im Sinne des 3. Abschnittes dieser Satzung ist unabhé&ngig von der
Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch jeder demselben
Grundstickseigentimer gehdrende Teil der Grundflache, der selbstandig
baulich oder gewerblich genutzt werden darf und an die Anlage angeschlossen
werden kann.

8§13
Beitragsmal3stab

Malistab fur den Beitrag ist die Veranlagungsflache. Diese ergibt sich durch
Vervielfachen der Grundstiicksflache mit dem Veranlagungsfaktor.

Als Grundstucksflache gilt:

a) bei Grundsticken im Bereich eines Bebauungsplans die tatsachliche
Grundsticksflache,

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d.h. bei Grundsticken im
unbeplanten Innenbereich (8§ 34 BauGB) und im AuRenbereich (§ 35
BauGB): die tatsachliche Grundsticksflache bis zu einer Tiefe von 50 m von
der Grundsticksgrenze, die der ErschlieBungsstralle zugewandt ist, die das
Grundstuck wegemaéRig erschliet (Tiefenbegrenzung). Bei Grundsticken,
die nicht an eine Erschlielungsstrale unmittelbar angrenzen, wird die
Flache von der zu der ErschlieBungsstralle liegenden Grundstiicksseite bis
zu einer Tiefe von 50 m zugrundegelegt. Reicht die bauliche oder
gewerbliche Nutzung Uber diese Tiefenbegrenzung hinaus, so ist die
Grundstiuckstiefe malRgebend, die durch die hintere Grenze der baulichen
Nutzung bestimmt wird, die einen Entwasserungsbedarf nach sich zieht.
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Grundstiucksteile, die lediglich die wegemalige Verbindung zur Stralie
herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstiuckstiefe
unberucksichtigt.

Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstucksflache mit einem
Veranlagungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit: 1,0
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit: 1,25
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit: 1,5
d) bei vier- und funfgeschossiger Bebaubarkeit: 1,75
e) bei sechs- und héhergeschossiger Bebaubarkeit: 2,0.

Als zuldssige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte
hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur
Grundflachen- und Baumassenzahl oder nur die zulassige Hohe der Bauwerke
und keine hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als Geschosszahl
die Hohe des Bauwerks geteilt durch 2,80 m wobei Bruchzahlen auf volle
Zahlen abgerundet oder aufgerundet werden. Ist im Einzelfall eine gréRere
Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist diese zugrunde
zu legen.

In unbeplanten Gebieten und bei Grundstiucken, fur die im Bebauungsplan
weder die Geschosszahl noch die Baumassenzahl festgesetzt ist, ist
maldgebend:

a) bei bebauten Grundsticken die Zahl der tatsachlich vorhandenen
Geschosse.

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundsticken die Zahl der auf den
Grundsticken der naheren Umgebung Uberwiegend vorhandenen
Geschosse.

Grundsticke, auf denen nur Garagen oder Stellplatze gebaut werden durfen,
gelten als eingeschossig bebaubare Grundstucke.

In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 genannten
Nutzungsfaktoren um je 0,5 erhoht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in
einem Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der vorhandenen Bebauung
und sonstigen Nutzung als Kerngebiete, Gewerbegebiete oder Industriegebiete
anzusehen sind oder wenn eine solche Nutzung aufgrund der in der Umgebung
vorhandenen Nutzung zulassig ware.

814
Beitragssatz

Der Beitrag betragt 4,24 € je Quadratmeter (m2) Veranlagungsflache.

Besteht nicht die rechtliche und tatséchliche Mdéglichkeit des Vollanschlusses,
so wird ein Teilbetrag erhoben.

Dieser betragt:
a) bei einem Anschluss nur fur Schmutzwasser 70 % des Beitrags;
b) bei einem Anschluss nur fir Niederschlagswasser 30 % des Beitrags;
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c) bei einem nur teilweise gebotenen Anschluss fur Niederschlagswasser 50
%.

Entfallen die in Abs. 2 bezeichneten Beschrankungen der
Benutzungsmdglichkeit, so ist der Restbetrag nach dem zu diesem Zeitpunkt
geltenden Beitragssatz zu zahlen.

8§ 15
Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstick an die 6ffentliche
Abwasseranlage angeschlossen werden kann.

Im Falle des § 12 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss. In den
Fallen des § 13 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht fur den Restbetrag, sobald
die Beschrankungen der Nutzungsmaglichkeit entfallen.

Fur Grundstiicke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an
die Abwasseranlage angeschlossen waren oder werden konnten, entsteht die
Beitragspflicht mit Inkrafttreten dieser Satzung.

In den Fallen des Abs. 3 entsteht keine Anschlussbeitragspflicht, wenn fur den
Anschluss des Grundsticks Dbereits eine Anschlussgebihr oder ein
Anschlussbeitrag nach friherem Recht gezahlt oder ein dahingehender
Anspruch erlassen wurde oder verjahrt ist.

8§ 16
Beitragspflichtiger

Beitragspflichtig ist, wer zum  Zeitpunkt der Bekanntgabe des
Beitragsbescheides Eigentimer des Grundstucks ist. Ist das Grundstick mit
einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentumers der
Erbbauberechtigte.

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

8§17
Falligkeit der Beitragsschuld

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.

Widerspruch und Klage gegen einen Beitragsbescheid haben gem. § 80 Abs. 1
Nr. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung keine aufschiebende Wirkung und
entbinden deshalb nicht von der Pflicht zur fristgerechten Zahlung.

4. Abschnitt
Aufwandsersatz fur Anschlussleitungen

§ 18
Kostenersatz fur Grundstiucksanschlussleitungen



(1) Der Aufwand fur die Herstellung, Erneuerung, Beseitigung, Veranderung und
die Kosten fur die Unterhaltung werden auf der Grundlage der tats&chlichen
entstandenen Kosten abgerechnet. Erhalt ein Grundstick mehrere
Anschlussleitungen, so wird der Ersatzanspruch fur jede Leitung berechnet.

(2) Grundsticksanschluss ist die leitungsmalRige Verbindung von dem Hauptkanal
in der Stral3e bis zur Grundstucksgrenze.

8§19
Entstehung des Ersatzanspruchs

Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgultigen Herstellung der Anschlussleitung,
im Ubrigen mit der Beendigung der MalRnahme.

§ 20
Ersatzpflichtige

(1) Ersatzpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des
Kostenersatzbescheides Eigentimer des Grundstucks ist. Ist das Grundstiick
mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte.

(2) Mehrere Grundstickseigentumer bzw. Erbbauberechtigte haften als
Gesamtschuldner.

(3) Erhalten mehrere Grundstiicke eine gemeinsame Anschlussleitung, so haften
die Grundstickseigentimer bzw. die Erbbauberechtigten als Gesamtschuldner.

8§21
Falligkeit des Ersatzanspruchs

Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des
Heranziehungsbescheides fallig.

5. Abschnitt
Schlussbestimmungen

8§ 22
Auskunftspflichten

(1) Die Beitrags- und Gebuhrenpflichtigen haben alle fur die Berechnung der
Beitrage und Gebuhren erforderlichen AusklUnfte zu erteilen sowie Daten und
Unterlagen zu uUberlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Stadt
das Grundstuck betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu
Uberprufen.

(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Grunden nicht zu
erlangen, so kann die Stadt die fur die Berechnung mafllgebenden Merkmale
unter Berucksichtigung aller sachlichen Umstande schatzen oder durch einen
anerkannten Sachverstandigen auf Kosten des Beitrags- und
Gebuhrenpflichtigen schatzen lassen.



(3) Die vorstehenden Absatze gelten fir den Kostenersatzpflichtigen
entsprechend.

8 23
Billigkeits- und Hartefallregelung

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere,
insbesondere nicht beabsichtigte Harten, so kdnnen die Kanalanschlussbeitrage,
Abwassergebuhren und der Kostenersatz gestundet, ermaligt, niedergeschlagen
oder erlassen werden. Hierfuir gilt die Dienstanweisung Uber Stundung,
Niederschlagung und Erlass von Forderungen der Stadt Brakel in der jeweils
gultigen Fassung.

8§24
Zwangsmittel

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen
diese Satzung richtet sich nach den Vorschriften des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW.

8§24
Rechtsmittel

Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der
Verwaltungsgerichtsordnung.

8 25
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom
12.02.2007 aul3er Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten die gebiUhrenrechtlichen Regelungen
rickwirkend zum 01.01.2007 in Kraft, soweit sie die getrennte Erhebung von
Schmutz- und Niederschlagswassergebiihren betreffen und ersetzen die
Regelungen der Beitrags- und GeblUhrensatzung der Stadt Brakel vom
12.02.2007.



Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung (Bezeichnung der Satzung) VOm (Datum der Satzung) wird hiermit
gem. 8 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) und der Verordnung Uber die offentliche
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung) vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der jeweils zur Zeit gultigen Fassung oOffentlich
bekanntgemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefuhrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemal offentlich bekanntgemacht worden,
c) der Burgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenuber der Stadt Brakel vorher gerigt
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

33034 Brakel, (patum)

Temme
Burgermeister

I:\amt20\amt81\satzungen\5 oeffentliche einrichtungen\abwasserwerk\5-2-3_beitrags- u gebuehrensatzung abwasserbeseit.neu2010.doc



	Gebührenrechtliche Regelungen

